
Mar t in Gerster, MdB

Liebe Bürgerinnen,

liebe Bürger,

mit Riesenschritten nähert sich der
Jahreswechsel. Für die Sozialde-
mokratie in Deutschland war 2009
ein Jahr großer Anstrengungen und
bitterer Enttäuschungen. Ich glau-
be aber, es war auch ein gelunge-
ner Neuanfang in der Opposition –
mit Frank-Walter Steinmeier als
Fraktionschef und Sigmar Gabriel

an der Spitze der SPD.

So schmerzhaft der Ausgang der
Bundestagswahlen auch für uns
war, so sehr habe ich mich darüber
gefreut, dass ich als einer von
deutschlandweit zwei Sozialdemo-
kraten sogar einen Stimmenzuge-
winn bei den Erststimmen erzielen
konnte. Mit diesem Rückenwind
aus der Heimat werde ich meine
Arbeit im 17. Deutschen Bundes-

tag fortsetzen.

Als frisch gewählter sportpoliti-
scher Sprecher unserer Fraktion
werde ich der Sozialdemokratie auf
diesem Gebiet, das mir persönlich
sehr am Herzen liegt, eine starke
Stimme verleihen. Auch im Finanz-
ausschuss und als stellvertreten-
der Sprecher der SPD-Arbeits-
gruppe Rechtsextremismus sowie
als Mitglied im Kuratorium der
Bundeszentrale für politische Bil-
dung werde ich meine Arbeit in
dieser Legislaturperiode fortsetzen

können.

Ich wünsche Ihnen allen besinnli-
che Festtage und einen guten Start

ins Jahr 2010!
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Ottmar Schreiner kommt zum Neujahrs-
empfang des SPD-Kreisverbands Biberach

Spannend wird es zum Jah-
resauftakt: Ottmar Schreiner,
SPD-Bundestagsabgeordneter
aus Saarlouis und Bundesvor-
sitzender der sozialdemokrati-
schen Arbeitsgemeinschaft für
Arbeitnehmerfragen, kommt
zum Neujahrsempfang des SPD
-Kreisverbands Biberach. Auf
dem SPD-Bundesparteitag in
Dresden habe ich Schreiner,
der als scharfer Kritiker der
Agenda 2010 und profilierter
linker Sozialdemokrat bekannt
ist, eingeladen und freue mich

sehr über seine Zusage.

Seit 1980 ist Schreiner Mitglied des Deutschen Bundestags,
war sozialpolitischer Sprecher und stellvertretender Vorsitzen-
der der Bundestagsfraktion und leitete als Bundesgeschäfts-
führer zwei Jahre die organisatorischen Geschicke der Partei.
Seit 2000 ist er Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft für Ar-

beitnehmerfragen und Mitglied im SPD-Parteivorstand.

Ottmar Schreiner wird am

Mittwoch, 13. Januar 2010

um 19.30 Uhr

im Knopfstadel Warthausen

Stellung zur politischen Lage und der Neuaufstellung der SPD

nach der Bundestagswahl nehmen.

Alle interessierten Bürgerinnen und Bürger sind herzlich zur

Veranstaltung eingeladen. Ich freue mich auf Ihr Kommen!

Ottmar Schreiner, MdB

Neujahrsempfang der Jusos mit Herta Däubler-Gmelin

Der Juso-Kreisverband Biberach veranstaltet im Januar wieder einen Neujahrsempfang, auf

den ich an dieser Stelle gerne aufmerksam mache.

Bundesjustizministerin a. D. Herta Däubler-Gmelin wird am

Freitag, 29. Januar 2010

um 18.00 Uhr

im „Altes Haus“, Kolpingstr. 36, Biberach

zum Thema „Klimawandel und Krise. Wo bleibt die Sozialdemokratie?“ vortragen und mit den
Anwesenden diskutieren. Auch hier sind alle Interessierten herzlich eingeladen, an der Diskus-

sionsveranstaltung teilzunehmen.



Berlin - Mit einem wenig
angenehmen Thema hatte
sich Martin Gerster gestern
im Bundestags-Sport-
ausschuss zu befassen: dem
Sportwettenskandal. Der
Biberacher SPD-Abgeordnete
ist in der neuen Legislaturpe-
riode sportpolitscher Spre-
cher seiner Fraktion. Patent-
lösungen hatte der 38-
Jährige im Gespräch mit SZ-
Redakteur Joachim Lindinger
keine parat – aber: „Wir
brauchen einen Mix an Prä-
vention, Überwachung, aber

auch Sanktionen.“

SZ: Wenn Sie wetten könn-
ten, ob beim Landesliga-
Duell zwischen dem FV Bibe-
rach und dem VfB Gutenzell
morgen Abend Gast oder
Gastgeber den ersten Eck-
ball in der 2. Halbzeit bekom-
men – was würden Sie set-

zen?

Martin Gerster: Ich war zwar
Jugendspieler, Stadionspre-
cher und Pressewart beim FV
Biberach, aber eine solche
Wette würde ich auf gar kei-
nen Fall abschließen – sie ist
ganz einfach viel zu leicht zu

manipulieren.

SZ: Genau diese Live-Wetten,
bei denen man während
eines Fußballspiels – online,
anonym und mit ständig
wechselnden Quoten – auf
die aberwitzigsten Gescheh-
nisse tippen kann, gelten als
höchst manipulationsanfäl-
lig. Der Glücksspielstaatsver-
trag verbietet das Veranstal-
ten und Vermitteln öffentli-
cher Glücksspiele hierzulan-
de zwar, ausländische Anbie-
ter aber schert das offenbar
wenig. 3000 Sportwettensei-
ten sollen derzeit im Internet
für deutsche Kunden zu-
gänglich sein. Was kann die

Politik tun?

Gerster: Da wir den gültigen
Glücksspielstaatsvertrag der
Bundesländer haben, gibt es
deutschlandweit nur einen
legalen Anbieter für Sport-
wetten. Es gibt in der Tat

einen großen Graubereich im
Internet, aber ich bin der
Meinung, dass wir mit unse-
rem begrenzten Sportwetten-
Markt hier sehr gut fahren.
Aus meiner Sicht muss man
den Leuten klipp und klar
sagen: „Wenn ihr wirklich
legale Sportwetten abschlie-
ßen wollt, dann müsst ihr
das bei Oddset machen!“
Alles andere erscheint mir

etwas fragwürdig zu sein.

SZ: Sehen Sie eine Möglich-
keit, von Deutschland aus
diesen fragwürdigen Bereich

in den Griff zu bekommen?

Gerster: Ja. Wir haben gera-
de eben in der Sportaus-
schuss-Sitzung auch darüber
beraten, dass wir Regeln auf
internationaler Ebene brau-
chen, dass wir verstärkt auch
Aufklärung betreiben müs-
sen und dass wir Präventi-
onsmaßnahmen angehen

müssen.

SZ: Der Deutsche Fußball-
Bund spricht sich in Person
seines Präsidenten Theo
Zwanziger dafür aus, den
Wettmarkt zu liberalisieren
und neben der staatlichen
Sportwette Oddset private
Anbieter zuzulassen, „die
dann unter strenger staatli-
cher Kontrolle stehen“. Ein
Verbot nämlich treibe „die
Zocker auf den illegalen
Wettmarkt“. Ein Standpunkt,

den Sie teilen?

Gerster: Mit Theo Zwanziger
persönlich habe ich darüber
noch nicht gesprochen, aber
DFB-Vizepräsident Rainer
Koch hat das heute noch
einmal im Ausschuss vorge-
tragen. Ich verstehe, ehrlich
gesagt, die Argumentation
nicht ganz: Wenn es einen
grauen Markt gibt, kann ich
doch diesen nicht bekämp-
fen, indem ich ihn jetzt sozu-
sagen legalisiere. Das Prob-
lem wird doch dadurch nicht
gelöst, dass ich den Markt
ganz freigebe. Ich muss viel
eher noch stärker versuchen,
die Leute dazu zu bringen,
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bei einem seriösen Anbieter
ihre Sportwetten abzuschlie-

ßen.

SZ: Viele der nicht seriösen,
obskuren Online-Buchmacher
haben ihren Sitz in Gibraltar,
Malta oder anderen Steuer-
oasen. Sie können viel attrak-
tivere Quoten anbieten, weil
sie keine Konzessionsabga-
ben an den Staat leisten
müssen. Wie ist da gegenzu-

steuern?

Gerster: Gute Frage – Patent-
lösungen gibt es wirklich
nicht. Heute wurde deutlich,
dass die meisten dieser Wet-
ten ja in Asien abgeschlossen
werden. Sonst hätte ich ge-
sagt: „Wir brauchen eine
Diskussion auf europäischer
Ebene.“ Aber dass vor allem
in Asien gesetzt wird – auch
auf deutsche Fußballspiele –
, macht die Problematik nicht
einfacher. Ich glaube aber,
wenn man private Anbieter
jetzt zulässt, wird das Prob-

lem sicher nicht kleiner.

SZ: Der Sport hat sich – als
Konsequenz etwa aus dem
Fall „Hoyzer“ – ein aufwendi-
ges Frühwarnsystem geschaf-
fen, das allerdings a) die
unteren Ligen nur unzurei-
chend erfasst und b) bei Live-
Wetten kaum greift. Müsste,
könnte man das verfeinern –

Mit der neuen Vorsitzenden des Sportausschusses, Dagmar

Freitag, MdB. Foto: Deutscher Bundestag
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und: Wären nicht auch mas-
sivere Sanktionen wie Punkt-
abzüge, Zwangsabstieg oder
ein Antikorruptionspassus im
Spielervertrag eine notwendi-

ge Forderung an den Sport?

Gerster: Zunächst muss man
sagen, dass der Deutsche
Fußball-Bund und die deut-
sche Fußball-Liga sehr gut
reagiert haben nach dem
Skandal um Robert Hoyzer.
Trotzdem ist es so, dass die
Maßnahmen offenbar nicht
ausreichen, denn sonst wür-
den wir heute nicht wieder
über Maßnahmen gegen
Wettbetrug diskutieren. Es
zeigt sich einfach auch, dass
offenbar in Deutschland die
2. bis 5. Liga besonders inte-
ressant sind, weil dort wohl
eine hohe Glaubwürdigkeit
da ist – also das Vertrauen,
dass in diesen Ligen alles
noch mit rechten Dingen
zugeht. Wir müssen jetzt erst
mal schauen, was bei den
Ermittlungen der Staatsan-
waltschaft Bochum raus-
kommt, und müssen dann –

wenn Ergebnisse vorliegen –
über Konsequenzen nach-
denken. Ich denke, wir brau-
chen einen Mix an Präventi-
on, Überwachung, aber auch
Sanktionen. Ob das letztend-
lich bedeutet, dass man
verstärkt in Richtung Punkt-
abzug, Zwangsabstieg denkt,
muss man sehen. Ich will da
wirklich die Ergebnisse der

Ermittlungen abwarten.

SZ: Bayerns Justizministerin
Beate Merk hat den Entwurf
eines Sportschutz-Gesetzes
ausarbeiten lassen, das den
Sport bei Tatbeständen wie
Doping, Bestechung, Mani-
pulation, umfassend dem
Strafrecht unterstellen will.

Ein hilfreicher Ansatz?

Gerster: Ich fände das über-
legenswert. Zunächst muss
man aber abwarten, was die
Ermittlungen ergeben und ob
es wirklich gesetzlichen Re-
gelungsbedarf gibt. Ich will
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das jetzt nicht ausschließen,

aber auch nicht aktiv fordern.

SZ: Wann gewährt die Staats-
anwaltschaft Bochum Akten-

einsicht?

Gerster: Wir hoffen, dass sich
vor Weihnachten noch was
tut. Natürlich ist es ein Prob-
lem für viele Vereine, dass
sie unter Generalverdacht
gestellt werden, dass man
dem Fußball im Moment gar
nicht mehr wirklich traut.
Deshalb drängen wir schon
darauf, dass mit einem ge-
wissen Tempo die Ergebnisse
auf den Tisch gelegt werden.
Aber: Gründlichkeit geht hier

vor Schnelligkeit.

Die ersten Monate der neuen
Bundesregierung als Fehlstart
zu bezeichnen, ist unter Jour-
nalisten zwar weit verbreitet;
es handelt sich jedoch um
eine charmante Untertrei-
bung. Mit Franz Josef Jung
musste bereits wenige Wo-
chen nach Beginn der neuen
Wahlperiode der erste Minis-
ter seinen Hut nehmen. Unter
seiner Nachfolgerin Kristina
Köhler droht die schwarz-
gelbe Koalition einen hoch
problematischen ideologi-
schen Kurswechsel vorzuneh-
men, der vieles von dem ge-
fährdet, was in den vergange-
nen Jahren im Kampf gegen
den Rechtsextremismus er-

reicht werden konnte.

So sieht der Koalitionsvertrag
zwischen CDU/CSU und SPD
vor, die bislang prioritär für
den Kampf gegen Rechtsex-
tremismus aufgewendeten
Mittel verstärkt zur Bekämp-
fung von Linksextremismus
und Ausländerextremismus
verwenden zu wollen. So rich-
tig und wichtig es ist, alle For-
men von Extremismus zu be-
kämpfen, so kurzsichtig und

realitätsfremd erscheint es,
die bezüglich ihres Gefahren-
potentials willkürlich gleichzu-

setzen.

Seit 1990 sind in Deutschland
46 Menschen durch rechtsext-
remistisch motivierte Gewalt
ums Leben gekommen. Mit
der sächsischen NPD ist es
einer rechtsextremen Partei,
die Hitler und die Nationalsozi-
alisten offen verherrlicht und
die BRD erklärtermaßen
„abwickeln“ will, zum zweiten
Mal gelungen in ein Landes-
parlament einzuziehen. Köh-
lers – schon in ihrer Zeit als
einfache Bundestagsabgeord-
nete heftig betriebene –
Gleichsetzungsrhetorik unter-
stellt, man spreche bei
Rechts- , Links- und Auslän-
derextremismus von Proble-

men gleicher Größenordnung.

Ein Blick auf die Bereiche des
Rechts und des Linksextremis-
mus zeigt jedoch, dass laut
Verfassungsschutzbericht
2008 die erschreckende Zahl
von 19.894 rechtsextrem
motivierte Straftaten lediglich
3.124 linksextrem motivierter

Vorfällen gegenübersteht. Im
Bereich der politisch motivier-
ten Ausländerkriminalität ver-
zeichnet der Bericht für 2008

ganze 1.312 Fälle.

Angesichts dieser ungebro-
chenen Bedrohungslage, das
gesellschaftliche Engagement
gegen Rechtsextremismus
durch getarnte Mittelkürzun-
gen auszubremsen, ist verant-
wortungslos und gefährlich für
unsere Demokratie. Umso
Besorgnis erregender ist es,
dass die entsprechenden
Programme nun in der Hand
einer Ministerin liegen, deren
Polemiken zu Zuwanderungs-
und Extremismusfragen seit
Jahren vom rechten Rand

begeistert beklatscht werden.

R I C H T I G E D I A G N O S E , F A L S C H E S R E Z E P T



Auf dem Feld der Finanzpo-
litik geht die Arbeit im
Deutschen Bundestag
ebenfalls weiter – wenn-
gleich unter veränderten
Vorzeichen. Gerade in der
Arbeitsgruppe Finanzen
war deutlich zu spüren, wie
schmerzhaft der personelle
Aderlass für die Sozialde-
mokraten war, da viele
erfahrene Kolleginnen und
Kollegen nicht mehr im neu
gewählten Bundestag ver-
treten sind. Weder der fi-
nanzpolitische Sprecher
Ulrich Krüger, noch seine
Stellvertreterin Nina Hauer
oder unsere Steuerexpertin
Gabriele Frechen konnten
ein Mandat erringen. An
die Spitze der Arbeitsgrup-
pe wählte die Fraktion des-
halb die Rastatter Abgeord-
nete Nicolette Kressl. Stell-
vertreter wurden Ingrid
Arndt-Brauer und der Hei-
delberger Finanzexperten
Lothar Binding. Mit drei
von neun Arbeitsgruppen-
mitgliedern ist Baden-
Württembergs SPD somit
gut in diesen Gremien ver-

treten.

Bereits das erste finanzpo-
litische Projekt der neuen
Bundesregierung bot aus
sozialdemokratischer Sicht
massiv Anlass zu Kritik. Als
„Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz“ wollte
Schwarz-Gelb ihr eilig zu-
sammengeschustertes
Paket zur Befriedigung von
Klientelinteressen verstan-
den wissen. Doch bereits in
der Anhörung zum Gesetz-
entwurf zeigte sich rasch,
dass ein Großteil der Ex-
perten weite Teile des Ge-
setzesvorhabens ablehnte.
Sei es, weil die Finanzie-
rung zu weiten Teilen auf
dem Rücken der Länder
erfolgen sollte, sei es, weil
die in Aussicht gestellten
konjunkturellen Effekte
durch die vorgesehenen

Maßnahmen nicht zu errei-
chen sind. Insgesamt stellt
sich das Gesetzeswerk in
erster Linie als unsystema-
tisches Wahlgeschenk an
Besserverdienende dar, die
in überproportionalem Ma-
ße von den erhöhten Kin-
derfreibeträgen und der
Rücknahme zentraler Teile
der Unternehmenssteuer-
reform profitieren dürften.
Und dass nun gerade die
FDP, die immer massiv für
eine radikale Beschnei-
dung von Subventionen
und eine Vereinfachung
der Steuersystematik ge-
worben hatte, weitere Um-
satzsteuerausnahmen für
Hoteliers und Campingplät-
ze schafft, setzt dem
„Schuldenab-
bauverhinderungsgesetz“
die Krone auf. Deutlicher
hätten Unionsparteien und
FDP nicht untermauern
können, dass sämtliche
Warnungen vor den finanz-
und wirtschaftspolitischen
Irrwegen von Schwarz-Gelb
im Vorfeld der Wahl mehr

als begründet waren.

Steuerpläne der schwarz-
gelben Koalition: Hände
weg von Nachtschicht-,
Sonn- und Feiertagszu-

schlägen

Während Einzelbranchen
hofiert werden, bereitet
das von Wolfgang Schäub-
le geführte Finanzministeri-
um bereits erste Schritte
vor, auf Kosten hart arbei-
tender Arbeitnehmer und
Arbeitnehmerinnen zu spa-
ren. Ein aktuelles Gutach-
ten des Finanzministeri-
ums sieht vor, die Steuer-
befreiung auf Zuschläge für
Sonntags-, Nacht- und Fei-
ertagsarbeit zu streichen.
Ein verheerendes Signal
für jene Beschäftigten, die
beispielsweise im Pflegebe-
reich tätig sind und sich

dem Dienst in Ausnahme-
zeiten kaum entziehen kön-
nen. 2008 waren 19,25
Millionen Menschen von
solchen atypischen Formen
der Arbeitszeit betroffen.
Das sind 59,1 Prozent aller
abhängig Erwerbstätigen.
8,52 Millionen der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeit-
nehmer arbeiteten an
Sonntagen. Gut 5,13 Millio-
nen arbeiten nachts. Diese
Zahlen sind Ausdruck einer
anhaltenden Entwicklung
auf dem Arbeitsmarkt, die
sich auch durch eine Ab-
schaffung des Steuerprivi-

legs nicht ändern wird.

CDU und FDP war die Steu-
erbefreiung schon lange
ein Dorn im Auge. Pläne zu
ihrer Abschaffung konnte
die SPD 2005 noch verhin-
dern, indem sie das Fest-
halten an der Steuerbefrei-
ung zur Grundvorausset-
zung für die Aufnahme von
Koalitionsverhandlungen
mit der Union machte. Nun
werden wir aus der Opposi-
tion heraus einen Antrag
stellen, der die Bundesre-
gierung verpflichten soll, an
der Steuerbefreiung festzu-
halten, ungedeckte Steuer-
senkungen zu vermeiden
und notwendige Sparmaß-
nahmen nicht ohne Rück-
sicht auf soziale oder öko-
logische Belange zu be-
schließen. Ich freue mich,
dass ich diesen Antrag bei
der letzten Plenarsitzung
diesen Jahres für die Sozi-
aldemokratie vertreten

durfte.
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Büro Berlin:
Deutscher Bundestag
11011 Berlin
Telefon: (030) 227 74711
Fax: (030) 227 76721
E-Mail: martin.gerster@bundestag.de

„Die SPD muss wieder mit den Menschen ins
Gespräch kommen“, ergänzte Wolfgang Drexler.
75% der Bürger hielten die Gesellschaft nicht für
gerecht, 80% fänden die Atomenergie schlecht,
65% wollten ein paritätisch finanziertes Sozial-
system und 70% ein gerechtes Einkommens-
steuersystem. „Doch um diese Chance zu nutzen
muss die SPD sich öffnen“, so Drexler. „Man
muss vermitteln, was sozialdemokratische Politik
ist“, eine Stärke die die SPD noch bis in die 90er
Jahre hinein hatte. „Wenn wir unsere Glaubwür-
digkeit wieder haben, sind die Konservativen

weg von der Regierung.“

Wolfgang Drexler berichtete zudem über die
Planungen zu Stuttgart 21, Kosten etwa vier
Milliarden Euro, mit der neuen ICE-Strecke von
Stuttgart nach Ulm, Kosten noch einmal zwei
Milliarden Euro. Seit 1992 vertritt die SPD dieses
Projekt, das von Bund, Land und der EU finan-
ziert wird. Auch ein zusätzlicher Bahnhof am
Flughafen soll dafür sorgen, dass die Straßen in
und um Stuttgart ruhiger werden, nicht zuletzt,
weil sich beispielsweise die Zugfahrtzeit Ulm –
Stuttgart damit auf 28 Minuten halbiert. „Wir
wollen, dass sich bei Strecken unter 700 Kilome-
tern das Flugzeug nicht mehr lohnt“, erklärte
Drexler. Wer wie die Grünen das Projekt Stuttgart
21 ablehne, hänge Baden-Württemberg vom
internationalen Schnellbahnnetz ab und mache
die Schiene unattraktiv, deshalb gelte: „Die SPD

ist die Schienenpartei.“

Zum Abschluss ehrte Ortsvereinsvorsitzender
Striegler das Ehepaar Hedwig und Rolf Emme-
rich für 40 Jahre Parteizugehörigkeit mit Urkun-
den und Geschenken und benannte die Ver-
dienste der beiden: „Hedwig hatte beinahe jedes
Vorstandsamt inne, unter anderem war sie Vor-
sitzende und organisierte 1996 die Hundertjahr-
feier der Laupheimer SPD. Rolf war 13 Jahre
Kreisrat und 31 Jahre Gemeinderat; sein politi-
sches Kind ist das Museum zur Geschichte von
Christen und Juden in Laupheim, das es ohne

ihn nicht geben würde.“

P O L I T I S C H E R M A R T I N I I N L A U P H E I M M I T

W O L F G A N G D R E X L E R

„ D I E S P D I S T D I E S C H I E N E N P A R T E I “

Bürgerbüro Biberach:
Poststraße 7
88400 Biberach
Telefon: (07351) 300 3000
Fax: (07351) 300 3001
E-Mail: martin.gerster@wk.bundestag.de

Rückmeldung:

Wenn Sie den „Einblick“
künftig nicht mehr erhalten
möchten, schicken Sie bitte

eine Mail an mein Büro:

martin.gerster@bundestag.de

V.i.S.d.P.

Martin Gerster, MdB
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Die Redaktion freut sich

über Kritik und Anregungen.

23.11.2009 - LAUPHEIM - Wolfgang Drexler,
stellvertretender Landtagspräsident, SPD-
Abgeordneter und Sprecher des Bahnpro-
jekts Stuttgart-Ulm, hat beim Politischen Mar-
tini der SPD in Laupheim deutliche Worte
gefunden. Er machte wie der Biberacher
SPD-Bundestagsabgeordnete Martin Gerster
seiner Partei wieder Mut und stellte außer-
dem die Vorteile des Bahnprojekts Stuttgart

21 heraus.

In seiner kurzen Begrüßung hatte zuvor Fre-
deric Striegler, Vorsitzender des SPD-
Ortsvereins Laupheim, das starke Engage-
ment der SPD im Landkreis Biberach heraus-
gestellt. „Die SPD hier bei uns im Kreis wird
stärker und wir gewinnen ständig Mitglieder
hinzu“, so Striegler, „wir sind eine Mitmach-

partei.“

Auch Martin Gerster machte Mut und wies
auf seinen Erststimmenzuwachs von knapp
vier Prozent hin: „Ein Licht in der Dunkelheit.“
Doch dieses positive Zeichen werde von dem
katastrophalen Wahlausgang der Bundes-
tagswahl insgesamt überschattet, der seine
Ursache unter anderem in Fehlentscheidun-
gen, der 2005 beschlossenen Mehrwertsteu-
ererhöhung und der fehlenden Machtoption
der SPD, abgesehen von einer weiteren gro-
ßen Koalition, gehabt habe. Anspielend auf
die Tradition des Abends, meinte er: „So gut
wie St. Martin passt keiner zur SPD, außer
vielleicht St. Nikolaus, der ist sozial, gerecht
und rot.“ Der Koalitionsvertrag der schwarz-
gelben Regierung hingegen sei vieles, aber

nicht barmherzig.

„St. Martin würde sich beim Anblick dieses
Vertrages auf sein Pferd setzen und davon-
reiten.“ Fakt sei, dass das Volk durch diese
Wahl viele von der SPD hart erkämpfte Rech-
te und Strukturen nun wieder verlieren wer-
de, zum Beispiel das paritätisch finanzierte
Gesundheitssystem. Im Koalitionsvertrag
seien auch keine Maßnahmen für Menschen
vorgesehen, die mit sittenwidrigen Löhnen
leben müssten. „Arbeit muss sich wieder
lohnen, auch für Menschen, die hart arbeiten
müssen für 3-4 Euro die Stunde, und von
denen gibt’s auch im Landkreis Biberach
viele.“ Der Wahlspruch der FDP gelte an-
scheinend nur für die, die sowieso schon zu
viel Geld haben. „Es wird mit Steuerentlas-
tungen genau den Menschen geholfen, die
diese Hilfe nicht brauchen.“ Diese Auffas-
sung Martin Gersters bekam von den rund
50 Anwesenden im Laupheimer Gartenheim

viel Beifall.
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Wolfgang Drexler MdL beim Politischen Martini in Laup-

heim. Foto: privat


